Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/901 


12. 07. 73 

Sachgebiet 613 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die zolltarifliche Behandlung von 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die im persönlichen Gepäck der Reisenden 
eingeführt werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1544/69 des Rates vom j 
23. Juli 1969 ^ sieht in Artikel 1 die Festsetzung j 
einer Befreiung von den Zöllen des Gemeinsamen ! 
Zolltarifs für die Waren vor, die im persönlichen 
Gepäck der Reisenden eingeführt werden. 

Aus den gleichen Gründen, die zum Erlaß der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1544/69 geführt haben, empfiehlt 
es sich, die in dieser Verordnung festgelegte Be- 
freiung auf die im Rahmen der Anwendung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik zu erhebenden Beträge so- 
wie auf die Beträge auszudehnen, die durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1059/69 2 ) des Rates vom 28. Mai 
1969 zur Festlegung der Handelsregelung für be- 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 191 
vom 5. August 1969 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969 


stimmte, aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen her- 
gestellte Waren, zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 609/72 3 ), eingeführt worden sind — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 1544/ 
69 gelten auch für die Abschöpfungen, Zölle und 
anderen beim grenzüberschreitenden Verkehr nach 
den Vorschriften über die gemeinsame Agrarpolitik 
oder über die Handelsregelung für bestimmte, durch 
Umwandlung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
entstandene Waren zu erhebenden Beträge. 

Diese Bestimmungen sind ebenfalls auf den grenz- 
überschreitenden Verkehr zwischen zwei Mitglied- 
staaten anwendbar. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 75 
vom 28. März 1972 
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Begründung 

In der Verordnung (EWG) Nr. 1544/69 des Rates 
vom 23. Juli 1969 über die Zolltarif liehe Behandlung 
von Waren, die im persönlichen Gepäck der Rei- 
senden eingeführt werden, ist vorgesehen, daß die- 
se Waren von den Zöllen des gemeinsamen Zoll- 
tarifs befreit sind, sofern diese Einfuhr keinen kom- 
merziellen Charakter hat. 

Aus den gleichen Gründen, die zum Erlaß der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1544/69 geführt haben, sollen 
mit diesem Verordnungsentwurf die Bestimmungen 
der vorstehenden Verordnung auf die in Anwen- 
dung der gemeinsamen Agrarpolitik zu erhebenden 
sowie auf die durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1059/69 eingeführten Beträge ausgedehnt werden. 

Berücksichtigt man den Anwendungsbereich der ein- 
geräumten Abgabefreiheit, können deren finanzielle 
Auswirkungen nicht beziffert werden. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
11. Juli 1973 - 1/4 (IV/ 1 )- 680 70- E- Re 17/73. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 7. Juni 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 



